
Erm�chtigungsnorm f�r die Festnahme durch die Ausl�nderbe-
h�rde fehlt im AufenthG bislang.3 Die Aufgabenzuweisung (also
die Zust�ndigkeit f�r die Abschiebung und f�r die Beantragung
der Haft) stellt – nach ganz unbestrittener verwaltungsrechtlicher
Dogmatik – keine Erm�chtigungsgrundlage dar. Denn dies w�rde
dem Grundsatz des Gesetzesvorbehalts zuwider laufen.

Erst recht ergibt sich aus § 50 VII AufenthG kein Recht zur
Festnahme – wie Meyer-Mews meint. § 50 VII AufenthG begr�n-
det zwar eine Ausschreibungsm�glichkeit »zum Zweck der Auf-
enthaltsbeendigung« zur Aufenthaltsermittlung und Festnahme
(wie gesagt, eine Kompetenz zur Ausschreibung, nicht zur Fest-
nahme!), wenn der Aufenthalt des Betroffenen unbekannt ist.
Diese Ausschreibung berechtigt jedoch nicht zur Festnahme, sie
setzt vielmehr eine Festnahmeerm�chtigung voraus, die nur im
richterlichen Haftbeschluss gesehen werden kann. Denn es be-
steht in F�llen der Ausschreibung kein sachlicher Grund, die
verfassungsrechtliche Vorgabe der Regelzust�ndigkeit des Rich-
ters unbeachtet zu lassen. Wenn die Beh�rde ausschreibt, plant
sie die Haft, so dass ein Eilfall kaum mehr vorliegen kann. Der
Richter kann, selbst wenn der Betroffene unbekannten Aufent-
haltes ist, eine Entscheidung treffen.4 Mehr noch: Der Richter hat
zun�chst �ber die Haft zu entscheiden, und dann erst darf eine
Ausschreibung zur Festnahme erfolgen.5 Dies gilt gerade dann,
wenn der Ausl�nder schon untergetaucht ist, denn dann besteht
ein akutes Eilbed�rfnis, das die Befassung des Richters unm�g-
lich machen w�rde, in aller Regel nicht.

Schwierig wird es nur in F�llen, in denen eine vorherige
richterliche Entscheidung nicht herbeigef�hrt werden kann,
also in echten Eilf�llen. Ein solcher liegt bei einer schon erfolgten
Ausschreibung aber nicht vor, weil hier sp�testens mit dem
Entschluss auszuschreiben auch der Richter eingeschaltet wer-
den k�nnte. Dass Ausl�nderbeh�rden dennoch regelm�ßig ohne
richterliche Entscheidung Ausschreibungen veranlassen, ist das

Problem, aber nicht die L�sung! Hier w�re schon viel erreicht,
wenn § 50 VII AufenthG entsprechend § 131 I, II StPO pr�zisiert
w�rde. Denn dann w�re deutlich, dass eine beh�rdliche Frei-
heitsentziehung gem Art 104 II GG von vornherein nur dann in
Betracht kommt, wenn ein Eilfall vorliegt. Hat die Ausl�nderbe-
h�rde vor der Ausschreibung eine richterliche Haftanordnung
erwirkt, erfolgt die Festnahme auf der Grundlage dieser Anord-
nung, auf eine beh�rdliche Kompetenz kommt es dann nicht an.

In echten Eilf�llen, also etwa dann, wenn ein bislang der
Ausl�nderbeh�rde nicht bekannter Ausl�nder aufgegriffen wird,
der sich illegal im Bundesgebiet aufh�lt, wird in der Praxis die
Freiheitsentziehung bis zur richterlichen Entscheidung auf die
polizeirechtlichen Gewahrsamsvorschriften gest�tzt. Dies mit
der Begr�ndung, dass mit der Freiheitsentziehung ein Verstoß
gegen die �ffentliche Sicherheit bzw die Straftat »unerlaubter
Aufenthalt« unterbunden werden soll.6 Diese Hilfskonstruktion
wird gew�hlt, weil der Gesetzgeber – trotz Kenntnis der Proble-
matik – eine bereichsspezifische Norm bislang nicht geschaffen
hat. Schon aus Gr�nden der Spezialit�t ist die Zul�ssigkeit des
R�ckgriffs auf das allgemeine Polizeirecht daher zweifelhaft.7

Unbeschadet davon, wie man letzteren Fall beurteilt, ist es
unerl�sslich, dass man bei s�mtlichen freiheitsentziehenden
Maßnahmen, die ohne vorherige richterliche Entscheidung erfol-
gen sollen, pr�ft, ob eine konkrete Erm�chtigungsgrundlage
gegeben ist und ob �berhaupt ein Eilfall vorliegt.

3 Sie soll mit dem 2. �nderungsgesetz geschaffen werden.
4 BGH NJW 1993, 3069; BayObLG NVwZ 1992, 300; die m�ndliche Anh�rung ist nach

dem Aufgreifen des Betroffenen unverz�glich nachzuholen
5 Das ist im Bereich der StPO ausdr�cklich so geregelt; vgl § 131 I StPO. Die M�glich-

keit der Ausschreibung zur Festnahme vor einer richterlichen Entscheidung ist in
Abs 2 normiert und ausdr�cklich auf den Eilfall beschr�nkt.

6 Vgl etwa OLG Schleswig NVwZ 2003, 1412
7 OLG Frankfurt InfAuslR 1998, 313; OLG Hamburg InfAuslR 2002, 288

�BUNGSBL�TTER Aktenvortrag �ffentliches Recht Einstweiliger Rechtsschutz

G�nter Proppe,

VPr�sVG aD, Arnsberg
»Ruhest�rung auf Spanisch«

thematik: Einstweiliger Rechtsschutz nach § 80 V VwGO; Gastst�ttenrecht; gewerberechtliche Zuverl�ssigkeit
schwierigkeitsgrad: mittlerer Art; entspricht einer Aufgabe aus der Zweiten Juristischen Staatspr�fung NRW
vorbereitungszeit: 1 Stunde
vortragszeit: 12 Minuten
hilfsmittel: Gesetzestexte; Kopp/Schenke, VwGO; Kopp/Ramsauer, VwVfG

n AUFGABE

Dr. Erwin Klaas 50733 K�ln, 26. 4. 2006
– Rechtsanwalt – Warburger Str 11

Telefon 02 21/24 87 09
Telefax 02 21/24 87 10
Az: 412/06 Dom.

Antragsschrift an das
Verwaltungsgericht

An das
Verwaltungsgericht K�ln
Appellhofplatz
50677 K�ln

VG K�ln
Eingang 27. 4. 2006
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Antrag auf vorl�ufigen Rechtsschutz
des Herrn Carlos Domingo, Bonner Talweg 14, 50677 K�ln, – ASt –

Prozessbevollm�chtigter: Rechtsanwalt Dr. Erwin Klaas, Warburger Str. 11, 50733 K�ln,

gegen

den Oberb�rgermeister der Stadt K�ln, Amt f�r �ffentliche Ordnung,
Willy-Brandt-Platz 3, 50679 K�ln, – Antragsgegner –

wegen Gastst�ttenerlaubnis.

Namens und in – beigef�gter – Vollmacht des ASt beantrage ich,
1. die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des ASt gegen den Bescheid des Antragsgegners

vom 21. 4. 2006 anzuordnen,
2. die Kosten des Verfahrens dem Antragsgegner aufzuerlegen.

Begr�ndung:
Der ASt, in Spanien geborener deutscher Staatsangeh�riger, betreibt seit September 2004 ein
spanisches Restaurant im Bonner Talweg in K�ln.

Beweis: Gastst�ttenerlaubnis vom 27. 9. 2004 (Anlage 3)

Da der ASt sehr an der spanischen Kultur seines Herkunftslandes interessiert ist, veranstaltet er in
seinem Restaurant regelm�ßig Live-Konzerte mit spanischer Musik. Auch treten dort regelm�ßig
T�nzerinnen und T�nzer zu spanischer Folkloremusik auf. In der Vergangenheit ist es wegen der
musikalischen Darbietungen h�ufiger zu Beschwerden von Anwohnern gekommen.

Die Stadt K�ln hat mit Ordnungsverf�gung vom 21. 4. 2006 die Gastst�ttenerlaubnis widerrufen
und die Schließung des Restaurants angeordnet.

Beweis: Ordnungsverf�gung vom 21. 4. 2006 (Anlage 1)

Hiergegen hat der ASt mit Schreiben vom 24. 4. 2006 Widerspruch erhoben.

Beweis: Widerspruchsschreiben vom 24. 4. 2006 (Anlage 2)

Die Ordnungsverf�gung ist rechtswidrig. Sie beruht auf der Annahme, dass von dem Betrieb f�r die
Nachbarschaft unzumutbare L�rmbel�stigungen ausgehen. Dies ist jedoch nicht der Fall. Soweit es
in der Vergangenheit zu Beschwerden von Anwohnern gekommen ist, hat der ASt sofort darauf
reagiert und am folgenden Tag das Gespr�ch mit den Anwohnern gesucht. Aus diesen Gespr�chen
hat der ASt den Eindruck gewonnen, dass die Anwohner strategisch vorgehen, um ihm zu schaden.

Auf dem Bonner Talweg befinden sich i� noch andere Gastst�tten, die ebenfalls als Verursa-
cher des L�rms in Betracht kommen.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit treibt den ASt in den wirtschaftlichen Ruin. Die
Gastst�tte ist seine einzige Einkommensquelle. Der Widerruf der Gastst�ttenerlaubnis insg und die
Schließungsverf�gung verletzen außerdem die Berufsfreiheit des ASt. Der Antragsgegner h�tte
dem ASt zumindest weiter gestatten k�nnen, den reinen Restaurantbetrieb aufrecht zu erhalten.

Klaas
Rechtsanwalt

Das LJPA hat auf den Abdruck der Anlage 2 und der Vollmacht verzichtet

Stadt K�ln 50679 K�ln, den 21. 4. 2006
Der Oberb�rgermeister Stadthaus – Willy-Brandt-Platz 2
Servicebereich Gastst�ttenangelegenheiten Unser Zeichen: 32 – 12/06 – Dr

Anlage 1
(Ordnungsverf�gung)

Herrn Carlos Domingo
Bonner Talweg 14, 50677 K�ln

Widerruf der gastst�ttenrechtlichen Erlaubnis

Ordnungsverf�gung

Ihre Gastst�tte (Betriebsart: Schank- und Speisewirtschaft mit regelm�ßigen Musik-Live-Darbie-
tungen) im Hause Bonner Talweg 14, 50677 K�ln

Sehr geehrter Herr Domingo
1. Ich widerrufe hiermit Ihre Erlaubnis zum Betrieb der Gastst�tte im Hause Bonner Talweg 14,

50677 K�ln.
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2. Gleichzeitig gebe ich Ihnen auf, den angegebenen Gastst�ttenbetrieb bis sp�testens 20. 5. 2006
zu schließen.

3. Die vorgenannten Anordnungen werden f�r sofort vollziehbar erkl�rt. Hierdurch ist die auf-
schiebende Wirkung eines evtl Widerspruchs ausgeschlossen.
Rechtsgrundlagen: (Vom LJPA zu Pr�fungszwecken entfernt)

I. Sachverhalt

Am 27. 9. 2004 wurde Ihnen auf Ihren Antrag eine Erlaubnis nach dem Gastst�ttengesetz zum
Betrieb einer Schank- und Speisewirtschaft mit regelm�ßigen Musik-Live-Darbietungen erteilt.

Seit Betriebser�ffnung kam es immer wieder zu Ruhest�rungen, die von Ihrem Betrieb aus-
gegangen sind. Der Grund daf�r liegt in den regelm�ßigen Musikveranstaltungen, die Sie in der
Gastst�tte durchf�hren. Es kam in diesem Zusammenhang sehr h�ufig zu Anwohnerbeschwerden
und Polizeieins�tzen. Trotz der h�ufigen m�ndlichen und schriftlichen Hinweise und Abmahnungen
(zB Anh�rungsschreiben auf Grund zahlreicher Ordnungswidrigkeitenverfahren nach dem Immis-
sionsschutzrecht) haben Sie an Ihrem Betriebskonzept festgehalten, ohne eine Vermeidung des
L�rms herbeizuf�hren.

Auf Grund der zahlreichen Beschwerden der Anwohner, hier eingegangener Polizeiberichte und
eigener Ermittlungen wurden bisher insg 13 Ordnungswidrigkeitenanzeigen in 23 F�llen gegen Sie
gefertigt. Auf die Anzeigen hin sind Bußgeldbescheide ergangen, die alle rechtskr�ftig sind.

Beispielhaft nenne ich die folgenden Vorf�lle:
15. 10. 2004 Eingang der ersten Beschwerde eines Anwohners �ber Ruhest�rungen an Wo-

chenenden durch laute Musik
26. 10. 2004 Schriftliche Abmahnung an Sie, die Nachtruhe der Anwohner nicht zu st�ren
14. 11. 2004 Kontrolle Ihrer Gastst�tte um 0.00 Uhr, erhebliche L�rmbel�stigung durch laute

Musik, wenn Eingangst�r ge�ffnet wurde
20. 12. 2004 Kontrolle Ihrer Gastst�tte um 23.30 Uhr; erhebliche L�rmbel�stigung durch laute

Musik, wenn Eingangst�r ge�ffnet wurde. Fertigung der 1. Ordnungswidrigkeiten-
anzeige gegen Sie. Bußgeldbescheid vom 14. 1. 2005: 150 E

15. 2. 2005 Einsatz der Polizei um 0.15 Uhr auf Grund einer Ruhest�rung. Fertigung einer
Ordnungswidrigkeitenanzeige gegen Sie. Bußgeldbescheid vom 8. 3. 2005: 150 E

23. 5. 2005 Einsatz der Polizei wegen einer Ruhest�rung. Erst nachdem Sie zwei Mal auf-
gefordert wurden, die Musik leiser zu stellen, reagierten Sie. Ein zweiter Einsatz
der Polizei wurde notwendig, da nochmals eine Ruhest�rung gemeldet wurde.
Fertigung einer Ordnungswidrigkeitenanzeige gegen Sie. Bußgeldbescheid vom
8. 7. 2005: 75 E

9. 9. 2005 Einsatz der Polizei um 2.24 Uhr auf Grund einer Ruhest�rung. Laut Feststellung
der Polizei war die Musik erheblich zu laut. Es wurde zur Ruhe ermahnt. Um 3.50
Uhr musste die Polizei erneut f�r Ruhe sorgen; die Musik wurde im Beisein der
Polizei lauter gestellt. Ordnungswidrigkeitenanzeige gegen Sie. Bußgeld-
bescheid vom 10. 10. 2005: 500 E

6. 10. 2005 Einsatz der Polizei wegen einer Schl�gerei um 5.40 Uhr. Gleichzeitig ging eine
Anzeige eines Anwohners �ber eine Ruhest�rung ein. Die Polizei stellte fest, dass
Sie sich mit G�sten des Lokals pr�gelten. Ordnungswidrigkeitenanzeige gegen
Sie. Bußgeldbescheid vom 11. 11. 2005

14. 1. 2006 Einsatz der Polizei um 3.33 Uhr wegen Ruhest�rung auf Grund extrem lauter
Livemusik. Ordnungswidrigkeitenanzeige gegen Sie. Bußgeldbescheid vom
21. 3. 2006: 500 E

30. 3. 2006 Einsatz der Polizei um 0.30 Uhr wegen Ruhest�rung. Sie zeigten sich uneinsichtig.
Ordnungswidrigkeitenanzeige gegen Sie. Bußgeldbescheid vom 19. 4. 2006: 500 E

Bei der beispielhaften Aufz�hlung handelt es sich lediglich um einige Verst�ße, die vom Ordnungs-
amt und der Polizei vor Ort festgestellt bzw von Anwohnern zur Anzeige gebracht wurden.
Zwischenzeitlich sind wieder weitere Beschwerden von Anwohnern eingegangen, die nicht zur
Anzeige gebracht wurden.

Ich hatte Ihnen bereits mit Schreiben vom 3. 11. 2005 den m�glichen Widerruf der gastst�t-
tenrechtlichen Erlaubnis wegen der fortw�hrenden Ruhest�rungen angek�ndigt. Vorerst hatte ich
jedoch auf den Widerruf der Erlaubnis verzichtet, um Ihnen letztmalig eine Chance zu geben.
Gleichzeitig hatte ich darauf hingewiesen, das Widerrufsverfahren fortzuf�hren, wenn weitere
Ruhest�rungen angezeigt w�rden.

Zwar befinden sich auf dem Bonner Talweg noch andere Gastst�ttenbetriebe. Bis zur Er�ffnung
Ihrer Gastst�tte lagen jedoch nie Beschwerden von Anliegern vor. Außerdem beruht jede Ord-
nungswidrigkeitenanzeige auf Ermittlungen, die vor Ort angestellt wurden.
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II. Begr�ndung

Die Gastst�ttenerlaubnis ist zu widerrufen. Trotz wiederholter m�ndlicher und schriftlicher Auf-
forderungen, die Nachtruhe der Anwohner nicht zu st�ren, haben Sie ohne R�cksicht auf diese Ihr
Konzept der Betriebsf�hrung beibehalten. Aus den Berichten der Polizei ist erkennbar, dass Sie sich
teilweise str�ubten, deren Anweisungen Folge zu leisten. Eine positive Prognose f�r Ihre weitere
Gewerbet�tigkeit, n�mlich das Unterbleiben von Ruhest�rungen, kann ich deshalb nicht stellen.
Hinzu kommt, dass die Beschwerden der Anwohner, selbst nachdem Sie im November 2005 erst-
malig zum Widerruf der Gastst�ttenerlaubnis angeh�rt wurden, nicht abgenommen haben.

Es war außerdem dringend geboten, die Schließung Ihres Gastst�ttenbetriebs zu verf�gen. Der
weitere Betrieb Ihrer Gastst�tte �ber den 20. 5. 2006 hinaus w�rde zu weiteren Ruhest�rungen und
Bel�stigungen der Anwohner f�hren, was Ihr bisheriges Fehlverhalten in der Vergangenheit gezeigt hat.

Gem § 80 II 1 Nr 4 VwGO ist die sofortige Vollziehung dieser Ordnungsverf�gung anzuordnen.
Es besteht ein erhebliches �ffentliches Interesse daran, dass Sie Ihre gewerbliche T�tigkeit nicht so
lange fortsetzen, bis Sie, m�glicherweise erst nach Jahren, alle Rechtsmittel ausgesch�pft haben.
Dies gilt insb deshalb, weil Sie sich offensichtlich �ber einen langen Zeitraum hinweg bedenkenlos
�ber bestehende gesetzliche Bestimmungen hinweg gesetzt haben, um in eigenn�tziger Weise
wirtschaftliche Vorteile f�r Ihren Betrieb zu erlangen. Gegen�ber diesem Allgemeininteresse an der
sofortigen Vollziehbarkeit der Ordnungsverf�gung f�llt Ihr privates Interesse an der Fortsetzung
des Betriebes nicht ins Gewicht.

F�r die Schließungsverf�gung ist gleichfalls die sofortige Vollziehung anzuordnen. Nur mit der
Anordnung der sofortigen Vollziehung kann verhindert werden, dass Sie durch die Fortf�hrung des
Gastst�ttenbetriebes weitere gesetzliche Bestimmungen verletzen und die Gesundheit der Anlie-
ger gef�hrden. Der Schutz der Allgemeinheit �berwiegt Ihr privates Aussetzungsinteresse.

Hochachtungsvoll
Im Auftrag
Meerbusch

Vom Abdruck der ordnungsgem�ßen Rechtsbehelfsbelehrung hat das LJPA abgesehen

Stadt K�ln 50679 K�ln, 27. 9. 2004
Der Oberb�rgermeister Stadthaus – Willy-Brandt-Platz 2
Servicebereich Gastst�ttenangelegenheiten Unser Zeichen: 32 – 12/04 – Dr

Anlage 3
(Gastst�ttenerlaubnis)

Herrn Carlos Domingo
Bonner Talweg 14, 50677 K�ln

Erlaubnisschein Nr. 04/128
1. Erlaubnisnehmer:

Name: Domingo, Carlos
Geburtsdatum: 10. 1. 1965
Geburtsort: Granada, Spanien
Anschrift: Bonner Talweg 14, 50677 K�ln

2. Betriebsst�tte: Bonner Talweg 14, 50677 K�ln
3. Betriebsart: Schank- und Speisewirtschaft mit regelm�ßigen Musik-Live-Darbietungen
4. Ausschank:

4.1 Getr�nke ohne Einschr�nkung
4.2 Speisen: ohne Einschr�nkung

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Erlaubnis: Grundrisszeichnung; Auflagen und Hinweise
zum Betrieb eines Gastst�ttengewerbes, ausgenommen Trinkhallen und Gastst�ttengewerbe ohne
betriebliche Niederlassung; Merkblatt Drogenhandel.

Geb�hrenfestsetzung: F�r die Erteilung dieser Erlaubnis wird eine Verwaltungsgeb�hr iHv
625 E festgesetzt.

Hochachtungsvoll
Im Auftrag
Meyer

Von dem Abdruck der ordnungsgem�ßen Rechtsmittelbelehrung hat das LJPA abgesehen
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Anlage zum Erlaubnisschein Nr. 04/128 vom 27. 9. 2004
Auflagen und Hinweise

1. Die Wirtschaftsr�ume (K�che, Sp�lk�che, Gem�seputzraum Anrichte und dergl) m�ssen fol-
genden Forderungen gen�gen:

1.1 Auf jede regelm�ßig besch�ftigte Person m�ssen 15 cbm Luftraum entfallen.
1.2 Die lichtgebende Fensterfl�che (einschließlich Oberlichter) muss mindestens 1/6 der

Grundfl�che betragen. Falls die dadurch erreichte Belichtung der Arbeitspl�tze nicht ausreiche,
sind die Fenster so anzuordnen, dass die Luxwerte den Leits�tzen DIN 5034 entsprechen.

1.3 F�r eine ausreichende und zugfreie L�ftung ist zu sorgen. Soweit die Fensterl�ftung nicht
ausreicht, sind mechanische L�ftungsanlagen einzubauen. F�r K�chen gelten die VDI-Richtlinien
2052 (L�ftung und K�chen). Die im K�chenbereich auftretenden Schwaden und D�mpfe sind zu
erfassen und so abzusaugen, dass Arbeitnehmer und Anwohner nicht bel�stigt werden.

1.4 Die Fußb�den m�ssen massiv, gleitsicher, wasserundurchl�ssig, fugendicht, widerstands-
f�hig gegen Fett und Fetts�uren, isoliert gegen Feuchtigkeit und Bodenk�lte sowie leicht zu
reinigen sein. Sie sollen leichtes Gef�lle zu Abflussstellen haben.

Sollte der Fußboden nicht aus rutschfestem Material bestehen, m�ssen die Besch�ftigten
geeignetes Schuhwerk tragen. Die Schuhsohle muss widerstandsf�hig gegen Reinigungsmittel,
Fett und �hnliche chemische Einwirkungen sowie mechanische Belastungen und rutschhemmend
sein.

1.5 An Fenstern, die ge�ffnet werden k�nnen, und an Luft�ffnungen m�ssen Vorrichtungen aus
nicht rostendem Material gegen das Eindringen von Insekten vorhanden sein.

2. Von dem Erlaubnisnehmer sind alle Vorkehrungen zu treffen, dass durch den Betrieb die
Hausbewohner und die Nachbarschaft weder durch L�rm noch durch Ger�che gest�rt oder bel�s-
tigt werden. Insb muss die Nachtruhe der Anwohner ab 22.00 Uhr gew�hrleistet sein.

Tonwiedergabeger�te und Musikinstrumente d�rfen nur in Zimmerlautst�rke (dh nicht außer-
halb der Betriebsr�ume wahrnehmbar) betrieben werden. Tonwiedergabeger�te sind so einzurich-
ten, dass sie von G�sten nicht verstellt werden k�nnen. T�ren, Fenster oder sonstige Schallaus-
tritts�ffnungen d�rfen nicht offen stehen, wenn durch L�rm Dritte bel�stigt werden k�nnen.

Von dem Abdruck der �brigen Auflagen und Hinweise sowie der sonstigen Anlagen zur Gast-
st�ttenerlaubnis hat das LJPA abgesehen

Stadt K�ln 50679 K�ln, den 2. 5. 2006
Der Oberb�rgermeister Stadthaus – Willy-Brandt-Platz 2
Servicebereich Gastst�ttenangelegenheiten Unser Zeichen: 32 – 12/06 – Dr

Antragserwiderung

An das
Verwaltungsgericht K�ln
Appellhofplatz
50667 K�ln

VG K�ln
Eingang 3. 5. 2006

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren

Domingo ./. Oberb�rgermeister der Stadt K�ln – 12 L 943/06 –

wird beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Begr�ndung:
Zur Begr�ndung nehme ich zur Vermeidung von Wiederholungen vollinhaltlich Bezug auf die
zutreffenden Ausf�hrungen in der Ordnungsverf�gung vom 21. 4. 2006.

Mit einer ordnungsgem�ßen Gewerbeaus�bung ist das darin geschilderte Verhalten des ASt
nicht mehr vereinbar. Auch f�r die Zukunft ist zu bef�rchten, dass der ASt nicht bereit sein wird,
L�rmbel�stigungen der Anwohner zu vermeiden.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist ebenfalls rechtm�ßig. Das �ffentliche Interesse
am Schutz vor L�rmbel�stigungen �berwiegt das wirtschaftliche Interesse des ASt.

Im Auftrag
Schaffmeister
Stadtamtsr�tin
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n VERMERK F�R DIE BEARBEITUNG

Die Entscheidung des Gerichts ist vorzuschlagen. Sie ergeht am 5. 5. 2006. Eine Entscheidung �ber
den Streitwert ist erlassen.

Wird ein rechtlicher Hinweis f�r erforderlich gehalten, so ist zu unterstellen, dass dieser
ordnungsgem�ß erfolgt ist.

Werden eine richterliche Aufkl�rung oder eine Beweiserhebung f�r erforderlich gehalten, so ist
zu unterstellen, dass diese ordnungsgem�ß erfolgt und ohne Erfolg geblieben sind.

Von einer Entscheidung �ber die Kosten und die vorl�ufige Vollstreckbarkeit ist abzusehen,
soweit es sich dabei um Nebenentscheidungen handelt.

Die Formalien (Ladungen, Zustellungen, Unterschriften, Vollmachten) sind in Ordnung.
Nicht abgedruckte Schriftst�cke haben den wiedergegebenen Inhalt.Ende der Aufgabe

n L�SUNGSVORSCHLAG

Ich berichte �ber einen Rechtsstreit um die Gew�hrung einstweiligen Rechtsschutzes, der im Jahr
2006 vor dem Verwaltungsgericht K�ln anh�ngig war. ASt ist der in Spanien geborene deutsche
Staatsangeh�rige Carlos Domingo aus K�ln, Antragsgegner der Oberb�rgermeister (OB) der Stadt
K�ln. Dem Rechtsstreit liegt folgender Sachverhalt zu Grunde:

Einleitung

Der ASt betreibt auf dem Bonner Talweg in K�ln ein spanisches Restaurant. Er veranstaltet dort
regelm�ßig Live-Konzerte mit spanischer Musik, wobei auch T�nzerinnen und T�nzer zu spanischer
Folkloremusik auftreten. Die f�r den Betrieb erforderliche Gastst�ttenerlaubnis hatte ihm der An-
tragsgegner im September 2004 erteilt. Die Erlaubnis ist ua mit den Auflagen verbunden, dass die
Nachtruhe der Anwohner ab 22.00 Uhr gew�hrleistet sein m�sse und Tonwiedergabeger�te und
Musikinstrumente nur in Zimmerlautst�rke betrieben werden d�rften. Seit der Betriebser�ffnung
kam es immer wieder zu Beschwerden von Anwohnern �ber Ruhest�rungen durch Musikger�usche
aus dem Gastst�ttenbetrieb, die zu zahlreichen Polizeieins�tzen und Ordnungswidrigkeitenverfahren
f�hrten. Auf diese Eins�tze und die dabei getroffenen Feststellungen komme ich ggf sp�ter zur�ck.

Sachverhalt

Nachdem der Antragsgegner den ASt bereits im November 2005 auf den bei weiteren Ver-
st�ßen m�glichen Widerruf der Gastst�ttenerlaubnis hingewiesen hatte, widerrief er die Erlaubnis
durch Bescheid vom 21. 4. 2006 und verf�gte die Schließung des Betriebs bis sp�testens
20. 5. 2006. Ferner ordnete der Antragsgegner die sofortige Vollziehung dieser Anordnungen an.
Zur Begr�ndung des Widerrufs f�hrte der Antragsgegner an, dass die Fortf�hrung des Betriebs zu
weiteren Ruhest�rungen und Bel�stigungen der Anwohner f�hren w�rde. Im Interesse der An-
wohner k�nne der Betrieb der Gastst�tte nicht bis zum Abschluss eines m�glicherweise l�nger
andauernden Rechtsmittelverfahrens geduldet werden, was die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung rechtfertige.

Gegen die Verf�gung vom 21. 4. 2006 erhob der ASt Widerspruch. Mit seinem Antrag wendet er
sich gegen die sofortige Vollziehung der getroffenen Anordnungen. Er h�lt die Verf�gung f�r
rechtswidrig. Soweit es in der Vergangenheit zu Anwohnerbeschwerden gekommen sei, habe
er, der ASt, stets am folgenden Tag das Gespr�ch mit den Anwohnern gesucht. Diese wollten
ihm aber durch strategisches Verhalten schaden. I� k�men auch andere auf dem Bonner Talweg
gelegene Gastst�tten als Verursacher des L�rms in Betracht.

Vorbringen des Antragstellers

Der ASt beantragt,
die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen den Bescheid des Antragsgegners vom
21. 4. 2006 anzuordnen.

Antr�ge

Der Antragsgegner beantragt,
den Antrag abzulehnen.

Zur Begr�ndung seines Antrags verweist der Antragsgegner auf den Inhalt des angefochtenen
Bescheids.

Ich schlage vor, den Antrag abzulehnen.Vorschlag
Der Antrag ist nach § 80 V VwGO statthaft, weil sich der ASt im Hauptsacheverfahren mit dem

Widerspruch gegen belastende Verwaltungsakte, n�mlich den Widerruf der Gastst�ttenerlaubnis
und die Schließungsverf�gung wendet. Gegen die Zul�ssigkeit des Antrags i� bestehen keine
Bedenken. Das Rechtsschutzinteresse ergibt sich daraus, dass der Widerspruch wegen der An-
ordnung der sofortigen Vollziehung nach § 80 II 1 Nr 4 VwGO keine aufschiebende Wirkung hat.

Zul�ssigkeit des Antrags

Ich halte den Antrag f�r unbegr�ndet. In formeller Hinsicht ist die Vollziehungsanordnung nicht
zu beanstanden. Sie tr�gt insb mit dem Hinweis darauf, dass im Interesse der Allgemeinheit die
festgestellten L�rmbel�stigungen zeitnah zu unterbinden seien, eine schl�ssige, auf den Fall
bezogene und damit ausreichende Begr�ndung iSv § 80 III 1 VwGO.

Begr�ndetheit des Antrags
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